Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1426 


Antrag 

der Abgeordneten Huth, Dr. Schneider (Lollar), 
Wittenburg und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Entschädigung für die Enteignung von Grund- 
stücken, die Beschränkung von Grundeigentum und die 
Entziehung und Besdiränkung anderer Rechte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Entziehung von Grundeigentum 


§ 1 


Geltungsbereich des Gesetzes 


(1) Werden durch Bundesgesetz oder auf 
Grund von Bundesgesetzen 

a) Eigentum an Grundstücken oder Grund- 
stücksteilen entzogen, 

b) Eigentum an Grundstücken oder Grund- 
stücksteilen beschränkt, 

c) andere Rechte an Grundstücken sowie 
Rechte, die zum Erwerb, zum Besitz oder 
zur Nutzung von Grundstücken berech- 
tigen oder die Benutzung von Grund- 
stücken beschränken, entzogen oder be- 
schränkt, 

und erfüllt ein solcher Eingriff den Tatbe- 
stand einer Enteignung, so regelt sich Art 
und Ausmaß der Entschädigung nach diesem 
Gesetz. 


(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gel- 
ten auch für die Enteignung durch Landes- 
gesetze oder auf Grund von Landesgesetzen, 
für deren Gebiete dem Bund die konkur- 
rierende Gesetzgebung zusteht. 


§ 2 


Grundsätze für die Bemessung 
der Entschädigung bei der Entziehung von 
Grundeigentum 


Die Entschädigung umfaßt den Wertaus- 
gleich für 

a) den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust, 

b) andere durch die Enteignung eintretende 
Vermögensnachteile, soweit diese nicht 
bei der Bemessung der Entschädigung 
für den Rechtsverlust berücksichtigt sind. 


§ 3 


Entschädigung für den Rechtsverlust des 
Grundeigentümers 


(1) Der Wertausgleich für den Rechtsver- 
lust (§ 2 Buchstabe a) erfolgt durch die Er- 
stattung des gemeinen Wertes. Dieser wird 
bestimmt durch den Preis, der im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffen- 
heit und Lage des Grundstücks bei einer Ver- 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



äußerung zu erzielen wäre. Dabei sind alle 
Umstände zu berücksichtigen, die den Preis 
beeinflussen, mit Ausnahme außergewöhn- 
licher Ereignisse oder lediglich persönlicher 
Verhältnisse. Werterhöhungen, die dem zu 
enteignenden Grundstück durch das Unter- 
nehmen Zuwachsen, für das die Enteignung 
erfolgt, sind nicht zu berücksichtigen. Das 
gilt nicht von Vorteilen, die ihrem Wesen 
nach allgemeiner Art sind oder sich nicht 
unmittelbar verwirklichen. 

(2) Wird ein räumlich oder wirtschaftlicii 
zusammenhängender Grundbesitz nur zu 
einem Teil in Anspruch genommen, so kann 
der Entschädigungsberechtigte die Über- 
nahme auch des Restbesitzes verlangen, wenn 
dieser von ihm nicht mehr bestimmungs- 
gemäß genutzt werden kann. 


§ 4 


Entschädigung für andere Vermögens- 
nachteile 


Zu den anderen Vermögensnaciiteilen (§ 2 

Buchstabe b) gehören insbesondere 

a) der Verlust des Mehrwertes, den das ent- 
eignete Grundstück durch seinen Zusam- 
menhang mit anderen Grundstücken für 
denselben Eigentümer oder durch seine 
bisherige Benutzungsweise, insbesondere 
durdi seine Zugehörigkeit zu einem 
land- oder forstwirtschaftlichen oder ge- 
werblichen Betrieb für ihn hatte; ein 
bloßer Liebhaber- oder Spekulationswert 
ist nicht zu berücksichtigen; 

b) die Wertminderung, die durch Enteig- 
nung eines Grundstücksteiles oder eines 
Teiles eines räumlich oder wirtschaftlich 
zusammenhängenden Grundbesitzes bei 
dem anderen Teil entsteht; 


nur bis zum Betrage des Aufwandes, der 
erforderlich ist, um ein anderes Grund- 
stück in der gleichen Weise wie das zu 
enteignende Grundstück zu nutzen; 

e) Vermögensnachteile, die dem Betroffenen 
dadurch entstehen, daß infolge der Ent- 
eignung Verbindlichkeiten vorzeitig fäl- 
lig werden oder von gesetzlichen Vor- 
schriften über Schuldminderungen nicht 
Gebrauch gemacht werden kann. 


§ 5 

Maßgebender Zeitpunkt für die Bemessung 

(1) Für die Bemessung der Entschädigung 
ist maßgebend der Zustand des Grundstücks 
im Zeitpunkt des Erlasses des Entschädi- 
gungsfeststellungsbeschlusses. Werterhöhun- 
gen, die der Enteignungsberechtigte nach 
Einleitung des Enteignungsverfahrens her- 
beiführt, sind nur zu berücksichtigen, wenn 
zu den Maßnahmen die Einwilligung der 
Enteignungsbehörde vorliegt. Bei vorzeiti- 
ger Besitzeinweisung ist der Zustand in dem 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens maßge- 
bend. 

(2) Für die Fiöhe der Entschädigung sind 
die allgemeinen Wertverhältnisse im Zeit- 
punkt der Festsetzung entscheidend. Wird 
der Beschluß über die Festsetzung angefoch- 
ten, so sind die allgemeinen Wertverhält- 
nisse im Zeitpunkt der gerichtlichen Entschei- 
dung maßgebend. 


§ 6 


Entschädigung anderer Berechtigter 


c) die Aufwendungen für Maßnahmen, die 
infolge der Enteignung zur Fortführung 
eines Betriebes notwendig sind, sowie die 
anfallenden Umzugskosten und, soweit 
sie das übliche Maß nicht überschreiten, 
die sonstigen Aufwendungen für die Er- 
langung einer Ersatzwohnung; 

d) der vorübergehende oder dauernde Ver- 
lust, den der von der Enteignung Betrof- 
fene in seinem Erwerb erleidet, jedoch 


(1) Bei Ansprüchen aus Flypotheken, 
Grundschulden, Rentenschulden, öffentli- 
chen Lasten und Renten, die als öffentliche 
Last auf dem Grundstück ruhen, sowie bei 
Geldansprüchen aus Reallasten tritt an die 
Stelle des Grundstücks der Anspruch auf die 
Entschädigung für den Rechtsverlust, soweit 
die Rechte nicht aufrechterhalten bleiben. 
Die Ansprüche gelten bis zum Tage der Aus- 
zahlung oder Fiinterlegung des Entschädi- 
gungsbetrages als gestundet. 
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(2) Inhaber von solchen dinglichen und 
persönlichen Rechten, die zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung in Anspruch ge- 
nommener Grundstücke berechtigen, sind 
wegen ihres Rechtsverlustes und ihrer son- 
stigen Vermögensnachteile gesondert zu ent- 
sdiädigen. Das gleiche gilt für die Inhaber 
von Altenteilsrechten, Dienstbarkeiten und 
Gerechtigkeiten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur An- 
wendung, soweit nicht gleiche Rechte an Er- 
satzland (§ 8 Abs. 2) begründet werden. 

(4) Werden dingliche Rechte nach Ab- 
satz 2 gesondert entschädigt, so ist die Ent- 
schädigung des Grundeigentümers insoweit 
zu kürzen, als die Rechte den Wert der in 
Anspruch genommenen Grundstücke im ge- 
wöhnlichen Geschäftsverkehr mindern wür- 
den. Werden persönliche Rechte, die zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks 
berechtigen, gesondert entschädigt, so ist die 
Entschädigung des Grundeigentümers nur 
um den Betrag niedriger zu bemessen, den er 
an den Berechtigten für von diesem hinter- 
lassene und von der Enteignung ergriffene 
Gegenstände mit Rücksicht auf die Beendi- 
gung des Nutzungsverhältnisses zu zahlen 
hat, es sei denn, daß der Grundeigentümer 
den Berechtigten unmittelbar befriedigt; Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 


§ 7 


Festsetzung der Entschädigung 


(1) Für die Festsetzung der Entschädigung 
gelten die Verfahrensbestimmungen der je- 
weiligen Enteignungsgesetze. 

(2) Gegen die Festsetzung der Entschädi- 
gung steht den Parteien binnen drei Mona- 
ten nach der Festsetzung der Entschädigung 
die Klage vor den ordentlichen Gerichten zu. 
Die Frist endet jedoch frühestens drei Mo- 
nate nach der Rechtskraft des Enteignungs- 
beschlusses. 


S 8 

Leistung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung ist in einer Kapital- 
summe in bar zu leisten. 

(2) Ist das Eigentum an einem Grund- 
stück Gegenstand der Enteignung, so soll die 


Entschädigung auf Antrag des Eigentümers 
ganz oder teilweise in Land gewährt werden, 
wenn der Eigentümer zur Sicherung seiner 
Existenz auf Ersatzland angewiesen ist und 
das Land zu zumutbaren Bedingungen be- 
schafft werden kann. 

(3) Besteht in den Fällen des Absatzes 2 
an dem enteigneten Grundstück ein Nieß- 
brauch, ein Pachtrecht oder ein pachtähnli- 
ches Recht, so Ist dem Antrag auf Entschädi- 
gung In Land stattzugeben, wenn der Eigen- 
tümer bereit ist, das Nutzungsverhältnis mit 
dem Berechtigten an dem Ersatzland fortzu- 
setzen. 

(4) Hat das Ersatzland einen geringeren 
Wert als das zu enteignende Grundstück, so 
ist eine dem Wertunterschied entsprechende 
zusätzliche Geldentschädigung festzusetzen. 
Hat das Ersatzland einen höheren Wert als 
das zu enteignende Grundstück, so hat der 
Entschädigungsberechtigte eine dem Wert- 
unterschied entsprechende Ausgleichszahlung 
zu leisten. Die zusätzliche Geldentschädigung 
und die Ausgleichszahlung sind nach Maß- 
gabe des § 3 zu bemessen. 

(5) Bei der Enteignung von landwirt- 
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Grund- 
stücken kann als Entschädigung, soweit da- 
durch Rechte Dritter nicht beeinträchtigt 
werden, auf Antrag eines Entschädigungsbe- 
rechtigten unbeschadet der Vorschrift des 
§ 3 des Währungsgesetzes eine Naturalwert- 
rente festgesetzt werden, wenn dadurch 
Altenteilsrechte entschädigt werden sollen 
oder wenn der Entschädigungsberechtigte in- 
folge Alters oder sonstiger Umstände zur 
Sicherung seiner Existenz auf den Ertrag aus 
dem Grundstück angewiesen ist, jedoch auf 
die Gewährung von Ersatzland verzichtet. 

(6) Eine Entschädigung für Bauwerke, de- 
ren entschädigungsloser Abbruch nach dem 
jeweils geltenden Recht gefordert werden 
kann, ist nur zu gewähren, wenn es aus 
Gründen der Billigkeit geboten ist. Ist bei 
befristet zugelassenen Bauwerken, deren 
Abbruch nach Ablauf der Frist verlangt wer- 
den kann, die Frist noch nicht abgelaufen, so 
ist die Entschädigung für das Bauwerk nach 
dem Verhältnis der restlichen Frist zu der 
gesamten Frist zu bemessen. Unberührt 
bleibt die Entschädigung für den Abbruchs- 
wert, wenn in den Fällen des Satzes 1 eine Ent- 
schädigung nicht geboten ist oder soweit in 
den Fällen der Sätze 1 und 2 die zu gewäh- 
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rende EntsdVädlgung geringer ist als der Ab- 
bruchswert; diese Entschädigung entfällt, 
wenn dem Besitzer die Vornahme des Ab- 
brudis auf seine Kosten gestattet wird. 


§ 9 


Fälligkeit der Entschädigung; Hinterlegung 


Die Entschädigung (§§ 2 und 6) ist vor der 
Durchführung der Enteignung zu zahlen. Sie 
ist vom Zeitpunkt der endgültigen Besitz- 
übertragung an mit dem für zuletzt ausge- 
gebene Hypothekenpfandbriefe auf dem Ka- 
pitalmarkt gültigen Nominalzinsfuß zu ver- 
zinsen. 


§ 10 

Entschädigung bei vorzeitiger Besitz- 
einweisung 

(1) Im Falle vorzeitiger Besitzeinweisung 
ist für die durch die vorzeitige Besitzeinwei- 
sung entstehenden wirtschaftlichen Nachteile 
Entschädigung zu leisten. Die Entschädigung 
(B^sitzeinweisungsentschädigung) wird in 
dem Besitzeinweisungsbeschluß festgesetzt. 
§ 7 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(2) Die Besitzeinweisungsentschädigung ist 
ohne Rücksicht darauf, ob eine Klage ge- 
mäß § 7 Abs. 2 erhoben wird, jeweils zu dem 
in dem Besitzeinweisungsbeschluß festgesetz- 
ten Zeitpunkt zu zahlen. 

(3) Wird der Besitzeinweisungsbeschluß auf- 
gehoben oder geändert, so ist für alle durch 
die vorzeitige Besitzeinweisung veranlaß- 
ten wirtschaftlichen Nachteile Ersatz zu 
leisten. Vorschriften, nach denen der Ein- 
gewiesene berechtigt oder verpflichtet ist, 
den früheren Zustand wiederherzustellen, 
bleiben unberührt. 


§ 11 


Entsdiädigung bei freiwilliger Landabgabe 


Sind die Beteiligten einig über die Abgabe 
eines Grundstücks, dessen Enteignung droht, 
kommt aber eine Einigung über die Entschä- 
digungshöhe nicht zustande, so ist die Ent- 
schädigung von der zuständigen Behörde 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Geset- 
zes und der nach § 7 Abs. 1 anzuwendenden 
Verfahrensvorschriften für alle Entschädi- 


gungsberechtigten festzusetzen, wenn einer 
der Vertragsteile dies beantragt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Beschränkung von Grundeigentum; 
Entziehung und Beschränkung anderer 
Rechte 


§ 12 


Entschädigung in anderen Fällen 

Die für die Entziehung von Grundeigen- 
tum geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Entschädigung (§§ 2 bis 11) finden 
sinngemäß Anwendung für die Beschränkung 
von Grundeigentum und für die Entziehung 
oder Beschränkung anderer Rechte (§ 1 
Abs. 1 Buchstaben b und c). 


§ 13 


Entschädigung bei dauernder Beschränkung 
oder Belastung 


Wird durch einen Eingriff, der den Tatbe- 
stand einer Enteignung erfüllt, das Eigen- 
tum an einem Grundstück oder Grundstücks- 
teil oder ein anderes Recht für die Dauer 
belastet oder beschränkt (§ 1 Abs. 1 Buch- 
staben b und c), so Ist die Entschädigung auf 
Antrag des Entschädigungsberechtigten ganz 
oder teilweise; in wiederkehrenden Leistun- 
gen festzusetzen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 14 

Vorbehalt der Weitergeltung bergrechtlicher 
Bestimmungen 

Dieses Gesetz gilt nicht auf dem Gebiet 
des Bergrechtes. 


§ 15 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 


4 



§ 16 

Zeitpunkt des Inkrafttretens; Anwendung 
des Gesetzes auf schwebende Verfahren 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 27. Mai 1955 

Huth 

Bauknedit 

von Bodelschwingh 

Brese 

Dr. Brenner 

Dr. von Buchka 

Demmelmeier 

Finckh 

Dr. Franz 

Fuchs 

Dr. Glasmeyer 

Goldhagen 

Günther 

Gumrum 

Dr. Hellwig 

Dr. Hesberg 

Hilbert 

Jahn (Stuttgart) 

Klausner 
Kunze (Bethel) 

Lücker (München) 

Dr. Baron Manteuffel-Szoege 


(2) Soweit beim Inkrafttreten des Geset- 
zes in schwebenden Verfahren die Entschädi- 
gung (§§ 2, 6, 10 bis 13) nach ihrer Höhe 
oder Art noch nicht rechtskräftig festgesetzt 
ist, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes 
Anwendung. 


Mensing 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 
Freiherr Riederer von Paar 
Pohle (Düsseldorf) 
Schulze-Pellengahr 
Schwarz 
Seidl (Dorfen) 

Siebei 

Dr. Siemer 

Stiller 

Struve 

Wehking 

Wieninger 

Dr. Schneider (Lollar) 

Fassbender 

Wirths 

Wittenburg 
Müller (Wehdel) 

Dr. Zimmermann 
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